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Ausgangslage 
Am Mittwoch 26. Oktober hat die Post angekündigt, dass sie 500-600 Poststellen schliessen wird. 
Für diese Schliessungspläne, will sie nun auch die Kantonsregierungen einspannen. Diese Ge-
spräche finden in den nächsten Wochen statt. Grund für diese Gespräche dürfte sein, dass die 
Post zunehmend Schwierigkeiten hat, Poststellenschliessungen durchzusetzen und der Wider-
stand in der Bevölkerung und den Gemeinden grösser wird.  

Ein Feilschen zwischen den Kantonen und den Gemeinden um die letzten verbleibenden Poststel-
len zeichnet sich ab. Es dürfte zu grossen Auseinandersetzungen innerhalb und zwischen den 
verschiedenen Staatsebenen kommen. Vielen Kantonen, Städten, Gemeinden und Quartieren ist 
klar, dass der Abbau von Poststellen einer weiteren Reduktion des Service public gleichkommt. 
Sie befürchten, an Attraktivität zu verlieren. Das wird zu Spannungen führen. 

Denn die von der Post beworbene Agenturlösung ist keineswegs ein entsprechender Ersatz für 
eine klassische Poststelle. Postagenturen können aktuell unter anderem keine Nachnamenge-
schäfte und Barauszahlungen über CHF 500.00 tätigen, keine Gerichtsurkunden und keine Betrei-
bungsurkunden aushändigen. Kontoeröffnungen und Identifikationen (z. B. für eine Kontoeröff-
nung) sind ebenfalls unmöglich. Massenversände von Geschäftskunden und Vereinen, Pro-
mopost, unadressierte Mailings sind ebenfalls nicht vorgesehen. Sogar das „Münzwechseln“ ist 
meist nicht möglich.  Damit würden Quartiere und Gemeinden ohne Poststelle benachteiligt, was 
eine hohe regionalpolitische Relevanz hat. 

Antrag 
Der Regierungsrat wird aufgefordert sich gegen Poststellenschliessungen zur Wehr zu setzen, 
sollten sie zu einem Abbau des Service public in den Gemeinden führen. Zudem soll geprüft wer-
den, wie Gemeinden frühzeitig in den Prozess eingebunden werden können, um nicht vor vollen-
dete Tatsachen gestellt zu werden. Damit soll auch verhindert werden, dass der Regierungsrat von 
der Postführung instrumentalisiert werden kann. 

https://www.baselland.ch/Parlament.273441.0.html
https://www.baselland.ch/Geschaefte.273412.0.html
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/landrat-parlament/personelles/landratsmitglieder/bammatter-andreas
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/landrat-parlament/geschafte/geschaftsliste/f022-geschaefte-des-landrats-november-dezember-2016#g2016-358


 

 

 

 


